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Ihre Spezialkl inik am Bodensee

CH-8280 Kreuzlingen
www.venenklinik.ch

Ihr Spezialist
für gesunde
und schöne
Beine – auch
für Männer.

ANZEIGE

InKürze
Frau erleidet
Gasvergiftung
In Bern ist eine Liegenschaft
wegen erhöhter Kohlenmon­
oxidwerte evakuiert worden.
Insgesamt mussten am Frei­
tagabend drei Personen ins
Spital gebracht werden, der
Gesundheitszustand einer
83­jährigen Frau ist kritisch.
Ursache für den Vorfall dürfte
ein technisches Problem an der
Heizung gewesen sein. Gemäss
einem Polizeicommuniqué
vom Samstag bestand für die
Bevölkerung im umliegenden
Quartier keine Gefahr. (sda)

Demonstranten
attackierenPolizei
Über ein Dutzend Vermummte
haben in der Nacht auf Sams­
tag in Bern randaliert. Sie
errichteten auf einer Durch­
gangsstrasse in Bern eine Barri­
kade und besprayten einen
Linienbus. Als die Polizei ein­
traf, attackierten sie die Beam­
ten mit Steinen und Flaschen.
Die Polizei setzte Gummischrot
ein, um sich und die Buspassa­
giere zu schützen, wie sie mit­
teilte. Daraufhin zogen sich die
Krawallanten in die Reithalle
zurück. (sda)

NeuerPräsident
derRätoromanen
Johannes Flury ist neuer Präsi­
dent der Lia Rumantscha. Die
Delegierten der Dachorganisa­
tion der rätoromanischen
Sprachverbände haben ihn
am Samstag in Disentis ohne
Gegenstimme zumNachfolger
von Duri Bezzola gewählt. Der
66­jährige Flury gilt als profun­
der Kenner der romanischen
Schule. Er war Rektor der
Pädagogischen Hochschule
Graubünden und Verwaltungs­
ratspräsident des Hochalpinen
Instituts Ftan. (sda)

Fahrerflucht nach
Auffahrkollision
Ein unbekannter Autofahrer
hat am Freitagabend auf der
A 3 bei Wädenswil (ZH) eine
Kollision mit vier involvierten
Fahrzeugen ausgelöst. Er
wechselte so abrupt die Spur,
dass der hinter ihm Fahrende
abbremsen musste, worauf die
nachfolgenden Autos ineinan­
derkrachten. Der Mann stieg
kurz aus, wechselte einige
Worte mit den Verunfallten
und fuhr dann weiter. Nun
sucht die Polizei Zeugen. (sda)
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Regelmässige Raubgrabungen: Kulturgüter aus Griechenland (im Bild Überreste der Stadt Amphipolis) sind auf dem Schwarzmarkt begehrt. (18. 8. 2015)

Zwei Antikenhändler haben
an einerAuktion in Zürich
eine griechischeMünze aus
einer Raubgrabung verkauft.
Der Fall zeigt exemplarisch,
wie der illegaleHandelmit
Kulturgütern funktioniert.
LukasHäuptli

Die Auktion fand am 7. Oktober
2009 imZürcherNobelhotel Baur
au Lac statt. Versteigert wurden
antike Münzen, unter ihnen eine
sogenannte Okta-Drachme aus
der griechischen Antike: Ein Ein-
zelstück, etwa 2500 Jahre alt und
mehr als 100000 Franken wert.
Noch auf der Auktion liess die
Zürcher Staatsanwaltschaft die
Münze allerdings beschlagnah-
men. Der Verdacht: Das Objekt
stamme aus einer Raubgrabung
in derNähe der nordgriechischen
Stadt Serres.

Die Zürcher Behörde stützte
sich bei der Sicherstellung auf ein
Rechtshilfeersuchen der Staats-
anwaltschaft in Serres. Diese er-
mittelt nicht nur gegen zweimut-
massliche Raubgräber aus Grie-
chenland, sondern auch gegen
zwei Personen mit Wohnsitz in
der Schweiz: einerseits gegen
einen Antikenhändler und Gale-
risten aus Genf, dem die Münze
2009 gehörte; der 49-Jährige ist
gebürtiger Libanese und hat ei-

Haftbefehl fürAntikenhändler
nen kanadischen Pass. Und ande-
rerseits gegen einen Kaufmann,
auch er aus Genf, der zur fragli-
chen Zeit im Antikenhandel tätig
war und das Objekt bei der Auk-
tion im «Baur au Lac» einlieferte;
er ist 50-jährig und US-Bürger.
Die griechischenErmittlerwerfen
den beiden Hehlerei und Geld-
wäscherei vor. Weil sie nicht zu
Einvernahmen in Griechenland
erschienen, erliess die Staats-
anwaltschaft Serres einen inter-
nationalen Haftbefehl gegen sie.

Firma in der Karibik
Im Verlauf der griechischen Er-
mittlungen stellte sich heraus,
dass der Genfer Antikenhändler
die Münze einem Italiener abge-
kauft hatte, der in Monaco lebt
und der bis 2004 am Zürcher
Limmatquai eine Münzhandlung
betrieb. Allerdings erwarb der
Genfer das Objekt nicht persön-
lich oder über seine Galerie,
sondern über eine Gesellschaft
mit Sitz auf der Insel St. Vincent
in der Karibik. Dort sind die
Buchhaltungs- und Revisions-
vorschriften für Firmen ungleich
lockerer als in der Schweiz.

Die beiden Beschuldigten aus
der Schweiz bestreiten die Vor-
würfe der griechischen Staats-
anwaltschaft. «MeinMandant hat
die Münze im guten Glauben ge-
kauft», sagt Anwalt Bastien Gei-

ger, der denGenfer Antikenhänd-
ler vertritt. «Alles war gesetzes-
konform.» Trotzdem hat der
Händler im letztenMai darin ein-
gewilligt, dass das Objekt ohne
weitere Bedingungen an den grie-
chischen Staat zurückgegeben
wird. Als Folge davon hob die
Zürcher Staatsanwaltschaft die
Beschlagnahmung auf; der Ent-
scheid ist in der Zwischenzeit
rechtskräftig. «Wir haben die
Münze Mitte Oktober, fast genau
sechs Jahre nach der Versteige-
rung in Zürich, an den griechi-
schen Staat zurückgeben kön-
nen», sagt Anwalt Ilias Bissias,
der bei der Rückführung die In-
teressen Griechenlands vertrat.

Mittlerweile sind die beiden
Beschuldigten von der griechi-
schen Staatsanwaltschaft auch
angeklagt worden. Der Prozess
gegen sie soll am 25. Januar 2016
stattfinden. Das griechische Kul-
turgütergesetz gilt als streng und
sieht auch Strafen für Hehlerei-
undGeldwäscherei-Taten vor, die
im Ausland begangenwerden.

Der Fall der griechischenMün-
ze ist in vielerlei Hinsicht exem-
plarisch für den illegalen Handel
mit antiken Kulturgütern – und
für dessen Bekämpfung. Erstens:
ZwischenRaubgräbern, Schmugg-
lern und Händlern gibt es eine
strikte Arbeitsteilung. Zum Teil
kennen sich die Beteiligten nicht

einmal. Zweitens: Der Handel
läuft über zahlreiche Strohmän-
ner und ebenso viele Offshore-
Gesellschaften, etwa auf den
Karibikinseln, in Panama oder
Monaco. Auf dieseWeisewird die
Anonymität der Besitzer der
gestohlenen Güter gewahrt. Drit-
tens: Nicht alle Staaten haben das
gleiche Interesse, gegen den ille-
galen Handel vorzugehen. In
Griechenland, Italien oder Ägyp-
ten, in Ländern also mit antiker
Vergangenheit und grossen Gra-
bungsstätten, ist das Interesse an

Griechenlandermittelt gegen zweiGenferwegenHehlerei undGeldwäscherei
einer Strafverfolgung am gröss-
ten, in anderen Staaten kleiner.

Die Schweiz hat zwarMassnah-
men zur Bekämpfung des illega-
lenAntikenhandels getroffen. Als
wichtigster Schritt trat 2005 das
Kulturgüterschutzgesetz in Kraft.
Doch noch immer sind die Lü-
cken beträchtlich. So ist der inter-
nationale Haftbefehl gegen die
beiden Beschuldigten bis jetzt
nicht umgesetztworden, auswas
für Gründen auch immer. Ingrid
Ryser, Sprecherin des Bundes-
amts für Justiz, sagt dazu nur:
«Internationale Fahndungsersu-
chen sind vertraulich.»

Angezeigt – oder nicht?
Kommtdazu: Der Antikenhändler
und der Kaufmann aus Genf ha-
ben vermutlich nicht nur gegen
griechisches Recht verstossen,
sondern auch gegen Schweizer.
«Die Fachstelle Kulturgütertrans-
fer des Bundesamts für Kultur hat
den Fall am 10. Dezember 2010
bei der Staatsanwaltschaft Zürich
wegen Verdacht auf Widerhand-
lung gegen das Kulturgütertrans-
fergesetz angezeigt», sagt Anne
Weibel, Sprecherin des Amts.
Nur: Die Zürcher Staatsanwalt-
schaftweiss nichts von der Anzei-
ge, und bis jetzt hat sie auch kein
Strafverfahren gegen die beiden
Genfer eingeleitet. Warum das
nicht geschah, ist nicht bekannt.

Geraubte Okta-Drachme.

Die Staatsanwaltschaft Bern
hat gegen denhöchsten
Strafverfolger des arabischen
Staats Bahrain einVerfahren
eröffnet. Ihmwerden
Folterungen vorgeworfen.
LukasHäuptli

Gewöhnlich gilt: Straftaten wer-
den dort verfolgt, wo Straftäter
sie begehen. Tatortprinzip nen-
nen Juristen das.Wie also kommt
die Berner Staatsanwaltschaft
dazu, ein mutmassliches Delikt
des Generalstaatsanwalts von
Bahrain in dessen Heimatland zu
untersuchen und ein Strafverfah-
ren gegen denMann einzuleiten?

Genau das macht sie nämlich.
«Am 11. September 2015 ist ein
Verfahren eröffnet worden», sagt
dazu Christof Scheurer, Informa-
tionsbeauftragter der General-

staatsanwaltschaft des Kantons
Bern. Zurzeit stehe allerdings
nicht die materielle Prüfung der
Vorwürfe im Vordergrund, son-
dern die formelle Frage der Zu-
ständigkeit.

Der oberste Strafverfolger von
Bahrain, Ali al-Buainain mit Na-
men, war bei der Berner Staats-
anwaltschaft von einem Men-
schenrechtsaktivisten angezeigt
worden, der in der Schweiz von
der Nichtregierungsorganisation
Trial vertreten wird. Der Aktivist
heisst Jafaar al-Hasabi, ist gebür-
tiger Bahrainer mit britischem
Pass undmacht geltend,während
eines Aufenthalts in seinem Ge-
burtsland 2010währendmehr als
sieben Monaten in Haft genom-
menunddort gefoltertworden zu
sein. Der Generalstaatsanwalt des
arabischen Staats habe von die-
sen Folterungen gewusst. Recht-

liche Grundlage für seine Straf-
anzeige und für das jetzt ein-
geleitete Strafverfahren ist die
Anti-Folter-Konvention der Uno,
welche die Schweiz 1986 unter-
zeichnet hat und die hier ein Jahr
später in Kraft getreten ist. In de-
ren Artikel 6 heisst es: «Hält ein
Vertragsstaat, in dessen Hoheits-
gebiet sich ein der Begehung

einer Straftat Verdächtiger befin-
det, es... für gerechtfertigt, so
nimmt er ihn in Haft.» Und: «Die-
ser Staat führt unverzüglich eine
vorläufigeUntersuchung zur Fest-
stellung des Sachverhalts durch.»

Der Generalstaatsanwalt von
Bahrain hatte sich im September
in der Schweiz aufgehalten. Er
leistete einer Einladung der inter-
nationalen Strafverfolger-Vereini-
gung Folge, die in Bern und in Zü-
rich ihre Jahreskonferenz abhielt.

Allerdings verzichtete die Ber-
ner Staatsanwaltschaft darauf,
den obersten Strafverfolger Bah-
rains damals einzuvernehmen
oder ihn gar zu verhaften. «Indem
die Berner Staatsanwaltschaft
denVerdächtigen aus der Schweiz
ausreisen liess, blieb sie in ihrem
Verfahren auf halbem Wege
stehen», kritisiert Trial-Anwalt
Bénédict DeMoerloose.

BernuntersuchtFolter inBahrain
Ali al-Buainain

Der Generalstaatsanwalt von
Bahrain soll für die Folterungen
eines Menschenrechts-
aktivisten verantwortlich sein.


